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verkündet

am 250 Juni 1959

Im Namen des Volkes

In Sachen

oßooooooooouoco.o............‚..f.‚.„„.9

Klägers und Revisionsklägers‚

% e g e n

°°°°°°°°°°°°°"°°°oooouno. ....... ‚0.0.0.6,

Beklagten und Revieionsbeklagten,

hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom 25„ Juni 19599 an
der mitgewirkt haben

Senatspräsident B r a c k m a n n
als Vorsitzender‚

Bundesrichter D e m i a n i und
Bundesrichter S c h m i t t

als Weitere Berufsrichter,
Bundessozialrichter N o t t b o h m und
Bundeasozialrichter S i e g e r t

als ehrenamtliche Beisitzen

für Recht erkannt:

läe 5évision gegen das Urteil des Landesscziäl—
gerichts Nordrhein—Jestfaien vom 22° April 1954
wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„

Von Rechts wegeno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‘...2—

G r ü n d e ;

Der Kläger machte mit einem am 18„ Dezember 1950 beim Beklagten

eingegangenen Schreiben vom 150 Dezember 1950 Entschädigungsan—
5

sprüche geltend° In diesem Schreiben behauptete er9 dass er 1941

bei der Müllabfuhr der Stadt Kleve tätig gewesen sei und sich da—

bei eine Verletzung des linken Auges zugezogen habe? die von dem

Augenarzt Dr° Jxxxxxx behandelt_worden sein Er sei auf diesem Au—

ge’völlig erblindet;

Der Beklagte führte Ermittlungen bei der Stadtverwaltung Kleve
und der Krankenkasse durch und ließ auch Zeugen durch das Ver—

sicherungsamt vernehinen° Durch Bescheid vom 27: August 1951 lehnte

er den Entschädigungsanspruch in erster Linie mit der Begründung

ab‚ ein entschädigungspflichtiger Arbeitsunfall sei nicht bewie—

seno Der letzte Satz der Begründung lautet: " Im übrigen sind

,
Ihre Ansprüche auch verjährt"o

Gegen diesen Bescheid hat der Kläger Berufung eingelegt„ Zur

Begründung für die verspätete Geltendmachung des Anspruchs hat

er ausgeführt, er sei erst jetzt aufgeklärt werden und habe in—

folge der damals bestehenden Kriegsjahre keinen Antrag gestellta

Der Berufung ist eine Bescheinigung des St: Antonius—Hospitals

in Kleve vom 500 August 1951 beigefügt7 nach der sich der Klä—

ger vom 18° April bis zum 19a Mai 1942 wegen einer Augenverlet—

zung in stationärer Behandlung des Hospitals befunden hat‚ Nach

dieser Bescheinigung sind Krankenpapiere oder sonstige Unterlagen

nicht mehr vorhanden°

Das Oberversicherungsamt (OVAC) Düsseldorf hat durch Urteil vom

170 Dezember 1951 die Berufung zurückgewieseno Zur Begründung

hat es ausgeführt: Die Frist des 5 1546 der Reichsversicherungs—

ordnung (RVG) sei am 510 Dezember 1947 abgelaufen (Gesetz vom
1501„19419 Sozialversicherungsanordnung — SVA - Nr° 10)o Inner—

halb dieser Frist habe der Kläger den Entschädigungsanspruch nicht
'angemeldet„ Eine neue Folge, insbesondere eine Verschlimmerung‚-

sei nicht eingetreten, und der Kläger sei auch nicht durch außer—

halb seines Yillens liegende Umstände an der Anmeldung verhindert

gewesen„ Die Entschädigung habe deshalb schon, weil der Anspruch
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verspätet angemeldet worden sei9 abgelehnt werden müssen° Im

übrigen fehle es aber auch an
einem ausreichenden Nachweis dafür,

daß sich der Unfall bei der Arbeit ereignet habe°

Gegen dieses Urteil hat der Kläger heim Landesverwaltungsgericht

(LVGO) Düsseldorf Klage erhoben° Der Kläger hat Beheis dafür an—
rgebcten, daß der Unfall sich tatsächlich ereignet habe9 und im

übrigen vorgebracht: Die Stadtverwaltung habe den Unfall in der

vorgeschriebenen Form gemeldet; außerdem habe er selbst häufig

bei der Stadtverwaltung vorgesprochen, sei aber immer wieder da-

mit vertröstet worden9 daß die Angelegenheit schon in Ordnung ge—

hen werde°

Auf Grund eines Aufklärungsbeschlusses des Gerichts hat der Klä-

ger nochmals ausführlich dargelegt: Er habe angenommen, daß die

Verzögerung in der Bearbeitung durch den Versicherungsträger auf

den Krieg zurückzuführen sei; er habe nur die Hilfsschule be-

sucht und scheue jede Vorsprache bei Behörden° Gegen Ende des
Krieges'hätten auch tatsächlich so große Schwierigkeiten in der
Bearbeitung bestanden, daß die einstweilige Nichterledigung

glaubhaft habe erscheinen müssen° Nach der Besetzung Kleves

durch die Alliierten habe der Kläger ein gutes Einkommen und

vor allem genügend Verpflegung bei der Besatzungsmacht gehabto
Er habe aueh geglaubt‚ daß er später wieder bei der Stadtver—

waltung angestellt würdeo Weil er während dieser Zeit auf eine

Rente nicht sehr angewiesen gewesen sei und bei der Stadtverwal—

tung die Arbeit wieder habe aufnehmen wollen? habe er die Stadt—

verwaltung nicht verärgern wollen und das Rentenverfahren erst
dann betrieben, als er von der Hilitärverwaltung entlassen und

von der Stadtverwaltung nicht mehr eingestellt rorden seic

Durch Urteil vom 22„ Januar 1955 hat das LVG° den Bescheid des
Beklagten vom 27° August 1951 aufgehoben und<ien Beklagten für
verpflichtet erklärt, dem Kläger die beantragte Rente vom 1„ Ja—

nuar 1951 an in der ihm gesetzlich zustehenden Höhe zu gewähreno

Im übrigen hat es die Klage abgewieseno

Zur Begründung hat das LVG„ ausgeführt: Auf Grund der im Verfah—

ren vor dem LVG„ erstatteten Aussagen der Ehefrau9 der Zeugen
Heinrich JXXXXX9 Dr° JxxxXxx und Johannes JXXxxx sei ein geschlos—

sener Verlauf des Unfalls glaubhaft geschildert° Demgegenüber habe
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die Bekundung des Zeugen Lxxxxxxxxx nicht ins Gewicht fallen können,

die Aussage HKXXXXXXXXsei ohne entscheidende Bedeutung, und der

Zeuge WxxXixx sei anscheinend in seiner Aussage stark gehemmt ge—
wesen, Aber auch aus seiner Aussage, die vom Zeugen HXXXXXKXXX in

diesem Punkt bestätigt werde, ergebe sich eindeutig die wahrschein—

lichkeit des vom Kläger behaupteten Arbeitsunfalls, da häufig die

Böden der Tonnen defekt und mit Pappe beklebt gewesen seien° Die
Frist des 5 1546 RVO sei am 310 Dezember 1947 verstrichen gewesen,

Die Voraussetzungen für eine Anwendung des @1547 EVO seien nicht
gegeben° Jedoch sei die Berufung des Beklagten auf diesen Frist—

ablauf ermessensmißbräuchlich (MRVO Nr° 165 5 25 Abso5; Reichs—

Versicherungsamt (BVA,) in AN, 1928 5, 550)° In dem Verhalten.des

Klägers bis zur Antragstellung liege jedoch ein Verzicht, so daß

die Klage für die Zeit vor der Antragstellung abgewiesen werden

musseo

Gegen dieses Urteil haben der Kläger und der Beklagte Berufung
eingelegt° Der Kläger hat sich gegen das Urteil gewandt, soweit

es den Anspruch für die Zeit vom 10 Juli 1948 bis zum 510 Dezem—

ber 1950 verneint hat° Der Beklagte hat vorgebracht, die Empfeh—

lung des EVA, in AN„ 1928 3° 330 sei keine Rechts■axime für die
Gerichte, sondern nur eine aufsiehtsre0htliche Empfehlung, im

übrigen sei der Unfall auch nicht bewieseno ‘

Durch Entscheidung vom 90 Oktober 1953 hat das Oberverwaltungs—

gerioht (OVGO) für das Land Nordrhein—Jestfalen das Urteil des
LVGo Düsseldorf vom 223 Januar 1955 aufgehoben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheiduhg, auch über die Kosten
‚

der Berufung, an das LVG‚ Düsseldorf zurückverwiesen„ Zur Begrün—

dung hat das OVGUausgeführt: Sei der Klage ein Verfahren voraus—
gegangen, in dem als letzte Instanz das OVA° zur Entscheidung zu—,’

ständig gewesen sei, so sei die Klage gegen dieses Amt zu richten°
Die Klage müsse deshalb abgewiesen werden, weil sie gegen den fal—

schen Beklagten gerichtet sei° Eine Klageänderung sei im Berufungs—
verfahren nur mit Einwilligung des bisherigen Beklagten zulässig

(NRVO Nr° 165 5 87); Da der bisherige Beklagte seine Einwilligung

verweigert habe, sei dieser der Klage anhaftende Mangel im Beru—

fungsverfahren nicht mehr heilbar„ Das müsse zur Zurückverweisung

an die Vorinstanz führen° In dem neuen Verfahren sei der bisherige

_5_
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Beklagte beizuladen, da ihm durch das vom Kläger verlangte Urteil

Pflichten auferlegt werden sollten°

Nach Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ist die Sache

auf das Landessozialgericht (LSGQ) Nordrhein—Westfalen überge—

gangen (@ 215 Abs° 7 SGG)° In diesem Verfahren hat der Anwalt

des Klägers eine ärztliche Bescheinigung des Dr° Nxxxkxxxix vom
50 März 1954 vorgelegt: Der Kläger stehe seit ;ehreren Jahren

we—

gen nervöser Störungen (Debilität und Sprachstörungen auf dem

Boden einer Hysterie) in Behandlung° Er sei aus diesem Grunde un—_

möglich in der Lage, sich vor Gericht selbst zu verteidigen°

Durch Urteil vom 220 April 1954 hat das LSG„ die Berufung zurück—

gewiesen und die Revision zugelassen„ Das Urteil ist beiden Betei—

ligten am 14° Mai 1954 zugestellt werden°

Zur Begründung hat das LSGOausgeführt: Bein Inkrafttreten des
SGG sei die Sache wieder beim LVG° rechtshängig gewesen und in—

folgedessen nach 5 215 Abs° 7 SGG als Berufung auf das LSG„ über—

gegangen° Die Berufung sei zulässig, da der Kläger sich darauf

.
berufen'habe9 daß die Fristversäumnis durch die damaligen kriegs—

bedingten Zeitverhältnisse sowie seine geistige Unbeholfenheit

und die dadurch bedingte Scheu im Verkehr mit den Behörden einge—

treten seio

Entsprechend den Ausführungen des LVGO sei ein Arbeitsunfall des

Klägers vom 180 April 1942 mit der Folgewirkung der Erblindung

des’linken Auges zumindest im Sinne der wesentlich mitwirkenden

Teilursache als erwiesen anzuseheno Allerdings müsse dem Beklag-

ten darin gefolgt werden, daß der Kläger die Ausschlußfrist des

5 1546 RVG versäumt habe„ Die Frist sei frühestens mit Ablauf

des auf das Kriegsende folgenden Kalenderjahres abgelaufen (@ 2

des Geset2es vom 159101941 —BGBl„ I So 34)° Das Kriegsende sei
durch die SVA Nro 10 auf den 310 Dezember 1946 festgesetzt wor—
deno Der Kläger habe nicht nachweisen können‚ daß vor dem Schrei—

ben vom 150 Dezember 1950 der Versicherungsträger auf Leistun—

' gen angegangen werden sein Es habe nicht einmal der Nachweis er—
bracht werden können9 daß der Beklagte eine Unfallanzeige erhal—

ten habe° Der Kläger habe angenommen9 daß das Krankenhaus seine

Rentensache betreibeo_Die Ehefrau habe ausgesagt9 daß er wegen

_ 6 „JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


i—6—
, ,

des guten Einkommens bei der Besatzungstruppe eine Unfallrente
nicht verlangt habe, sondern daß sich der Kläger erst nach Ein—

tritt seiner Arbeitslosigkeit im Jahre 1949 entschlossen habe, den

Rentenanspruch zu verfolgen, Die Vorstellungen der Ehefrau bei der

Stadtverwaltung Kleve reichten nicht aus, um die Frist des @ 1546

RVG zu wahren° Bei einem anderen Träger der Unfallversicherung sei
der Anspruch unstreitig nicht angemeldet worden° Bei der Stadtvere

—waltung sei kein Versicherungsamt eingerichtet gewesen° Es habe

sich lediglich um Anregungen an den Arbeitgeber gehandelt, sich

der Unfallsache anzunehmen° Der Beklagte habe dagegen den Nach—

weis geführt, daß er bis 1950 keine Kenntnis vom Unfall erhalten

'habe° Sein Unfallregister sei vollständig erhalten, Selbst wenn

nur die Krankenkasse eine Mitteilung nach 55 1503 oder 1509 RVO

gemacht hätte oder ein Arztbericht eingegangen wäre, würde ein
Vermerk im Unfallregister eingetragen werden sein° Daß die Stadt.
keine Unfallanzeige erstattet habe, werde schon dadurch belegt, 3

daß in der Lohnliste die Krankfeierzeit nicht als Unfallfolge aus—

‚gewiesen sei() Auf @1547 EVO könne sich der Kläger nicht berufen,
Die Unfallfolgen hätten sich in den letzten drei Monaten vor derw:

Anmeldung nicht verändert, Es sei auch kein Grund dafür ersicht—;h

lich9 daß der Kläger durch außerhalb seines Willens liegende Ver-

hältnisse an der rechtzeitigen Anmeldung verhindert werden sei°

Seine geistige Schwerfälligkeit und die vorgebrachté Scheu im Ver—

kehr mit den Behörden seien keine von den betreffenden gesetzli—

chen Bestimmungen erfaßte Hindernisse° Schon eine Postkarte an den

Beklagten hätte ausgereicht, die Frist zuwahren° Bei dem durch

gerichtlichen Augenschein festgestellten Grad an Intelligenz sei

dem Kläger auch durchaus zuzumuten, eine solche Meldung an den

Beklagten zu richten oder durch seine Ehefrau oder andere Personen

richten zu lassen, was er ja auch später mit dem Schreiben vom

150 Dezember 1950 getan habe° Es sei vielmehr anzunehmen, daß die

verhältnismäßig günstige Arbeitsentlohnung den Kläger davon abge—

halten habe, neben dem uneingeschränkten Arbeitsentgelt noch zu—

sätzlich Rente zu begehren; der Kläger habe sich seiner Renten—

ansprüche erst erinnert, als die Arbeitslosigkeit geldliche Schwie—

rigkeiten gebracht habe, '

Die Geltendmachung des % 1546 RVO sei kein Ermessensmißbrauch‚
..?—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


__ 7 _
‘

Die Empfehlung des RVA„ (AN, 1928 S, 330) könne nicht so gedeutet

werden, daß eine Nichtbefolgung einen rechtswidrigen Verstoß ge—

gen gesetzliche Bestimmungen darstelleo Abgesehen davon, daß nach

Ansicht des Beklagten der Unfall selbst heute noch nicht erwiesen

sei, könne die Verweisung auf eine vom Gesetzgeber bestimmte Rechts-

einschränkung nicht als ermessensmißbräuchlich und damit nicht als

rechtswidrig angesehen werden, Die gegenteilige Auffassung bedeu—

'te einen Widerspruch in sich, Mit der Empfehlung habe das BVA, den
Versicherungsträgern kein Recht nehmen können und wollen, sondern

es habe ihnen lediglich nahegelegt, eine Rechtslage trotz formaler

Berechtigung nicht auszunutzen, wenn sie selbst überzeugt seien,

daß damit sachlich gerechtfertigte Ansprüche verkürzt wurden, 80.

Wie bei fehlerhafter Anspruchsfeststellung nach'@ 619 EVO eine neue
Feststellung zu Gunsten des Versicherten möglich sei, so solle auch

durch diese Empfehlung bei einer Nichtfeststellung trotz % 1546 RVO
eine Feststellung ermöglicht werden, wenn die Berufsgenossenschaft

selbst die sachliche Voraussetzung für eine Entschädigungsleistung

für gegeben halte° Dazu genüge aber nicht ohne weiteres, daß andere

Stellen die Sachlage so würdigtén oder daß nach Bescheiderteilung

durch neu zugänglich werdende Beweismittel eine solche Beurteilung

möglich Werde° Es sei nicht Aufgabe des Rich*ers, zunächst beweis—

würdigend den Unfall für‘erwiesen anzusehen und dann dem Versiche—

rungsträger Erm@ssensmißbrauch vorzuwerfen, kenn dieser mit der Be—

urteilung aus ernsthaften Überlegungen nicht übereinstimmeo Die

Empfehlung des EVA, sei eben nur eine aufsichtsbehördliche Empfeh—

lung: Es müsse deshalb aufsichtsbehördlicher Erwägung anheimge—

stellt bleiben, ob im Einzelfall der Empfehlung Nachdruck verlie—

hen werden solle°

Gegen das Urteil des LSG° hat der Kläger mit Schriftsatz vom 190

Mai 1954, der am 24, Mai 1954 beim Bundessozialgericht (BSG,) ein—

gegangen ist, Revision eingelegt und sie in diesem Schriftsatz zu—

gleich auch begründet° Er beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Verpflich—

tung des Beklagten festzustellen, an den Kläger die ge—
setzlichen Leistungen für den Unfall aus dem Jahre 1942

zu erbringen, „'_
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Zur Begründung führt er aus: Der Kläger habe in den ersten Jahren

nach dem Kriege weder bei der Stadtverwaltung noch beim Kranken—

haus irgendwelche Feststellungen treffen können: Erst am 27° No—

vember 1951 habe er eine Bescheinigung über seinen Krankenhausauf—

enthalt im Jahre l942 erhalten können„ Unter Berücksichtigung die—

ser durch die Kriegsverhältnisse gegebenen Umstände, der geistigen

Schwerfälligkeit des Klägers und der begründeten Annahme9 der Un—

fall sei von der Stadtverwaltung gemeldet worden, seien die Vor-

aussetzungen des % 1547 Nr° 2 RVO gegeben„ Der Kläger habe anneh—

men können? daß eine Verfolgung seiner Ansprüche ohne entsprechen—

de Beweise zwecklos sei° Die Stellungnahme des Beklagten, daß er ‘

von dem Vorliegen eines Unfalls nicht überzeugt sei9 halte er für
unverständlicho Der Beklagte dürfe deshalb den Einwand des Frist—

ablaufs nicht geltend machen„ Er könne die Anweisung des RVA°

nicht dadurch umgehen, daß er behauptey er sei nicht davon über—

zeugt9 daß ein Betriebsunfall vorliege° ”enn die Anweisung des
RVAQ einen Sinn haben solle, müsse sie auch erzwingbar seine Nach ‘

der Vorbildung des Klägers und der ärztlichen Bescheinigung (BroNo—

wöttnick) sei zweifelhaft9 ob der Kläger geschäftsfähig seio Das

LSGO hätte Feststellungen über die Geschäftsfähigkeit durch fach—

'äratliche Untersuchung treffen müssene

Der Beklagte beantragt?

die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

sachliche Ausführungen hat er nicht gemachtc

Auf Grund eines Beschlusses vom 90 Mai 1958 ist von der Rheini—

schen Landesheilanstalt Bedburg—Hau (Landesobermedizinalrat9

Facharzt für Neurologie und Psychiatrie‚ Dr° Hxxxxxxx) ein Gut—

achten vom 20„ Juni 1958 erstattet worden, ob der Kläger unter
einem die freie fillensbestimmung ausschließenden Zustand krank—
hafter Störung der Geistestätigkeit leidet und ob er sich im Jah—

re 1947 bereits in einem solchen Zustand befunden hate Landesober—

medizinalrat Dr„ Hxxxxxxx ist in diesem Gutachten, das den Par—v—>
teien zugestellt worden und Gegenstand der mündlichen Verhandlung

gewesen ist9 zu folgendem Ergebnis gekommen: Heinrich Txxxxx 1ei=

de an einem angeborenen Schwachsinn leichten Grades Debilität);

dessen Grenzen zur physiologischen Dummheit oder Beschränkthcit
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verwaschen seien° Er leide nicht unter einem die freie Jillens—

bestimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Gei—

stestätigkeit und habe sich auch im Jahre 1947 nicht in einem

solchen Zustand befunden$

II

Die Revision ist durch Zulassung (5 162 Absßl Nr„ 1 SGG) statt—

haft und in der gesetzlichen Form und Frist eingelegt und be—

gründet worden (@ 164 SGG), also zulässig° Sie ist jedoch nicht

begründeto

Der Prozeßbevollmächtigte des Klägers hat Zweifel hinsichtlich

der Geschäftsfähigkeit des Klägers geäussert und überdies aus—

drücklich gerügt‚ daß das LSG„ hierüber keine fachärztliche Un—

tersuchung veranlaßt haben Da die Zweifel darüber, ob der Kläger

‘prozeßfähig ist (vgl„ 5 71 Abs„l SGG)9 auch in dem während des

Verfahrens vor dem LSG° eingereichten ärztlichen Zeugnis des

Dro NXXXXXXXXXvom 5„ März 1954 eine Stütze finden? hat der er—
kennende Senat sich veranlaßt gesehen9 diese Zweifel durch eine

Untersuchung des Klägers zu klären (vergl° auch 5 56 ZPO)0 In dem

auf einer eingehenden Untersuchung des Klägers beruhenden Gut—

achten des Landesobermedizinalrats Dr° Fxxrxxxxxist mit ausführ—

licher Begründung dargelegt, daß der Kläger zwar an einem ange—

borenen Sch achsinn (Debilität) leide‚ es sich dabei aber nur

um einen leichten Grad des Schwachsinns handele‚ der keine so
schwere krankhafte Störung der.Geistestätigkeit sei, daß dadurch

die freie Jillensbestimmung ausgeschlossen werde„ Der Gutachter

hat insbesondere ausdrücklich betont? daß bei der Beurteilung des

Schwachsinhgradee neben den theoretischen Kenntnissen auch die

Charakter— und Triebäußerungemdas soziale Verhalten, die Be—

rufsausübung und die Erledigung der Lebensaufgaben eine Rolle

spielen, und in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen9 der Klä-

ger habe in dieser Beziehung nicht versagt, sondern eine Fami—

lie gegründet und regelmäßig gearbeitet und sei auch niemals der

Fürsorge zur Last gefalleno Der Gutachter hat auch ausdrück—

lich ausgeführt‚ daß der Kläger über Fragen des öffentlichen und

sozialen Lebens genügend unterrichtet sei, um zu wissen, daß An—V

sprüche aus einem Arbeitsunfall durch eine Meldung geltend ge—
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macht werden müssen„ Auf Grund dieses Gutachtens9 gegen das von

den Beteiligten keine Einwendungen vorgebracht worden sind, sieht

der erkennende Senat als erwiesen an, daß der Kläger prozeßfähig

(@ 71 Abs 1 SGG, @@104 Nr„ 2, 105 Abs„i BGB) ist und auch wäh—
rend des gesamten Verfahrens prozeßfähig waro Das Verfahren des

LSG° leidet also insoweit nicht an einem Mangel° Im übrigen sind

von der Revision keine Verfahrensmängél gerügt worden°

Bas LSGQhat auch ohne Rechtsirrtum das Vorliegen des Berufungs-

ausschließungsgrundes des 5 145 Nr„ l SGGverneint9 da der Klä—

ger insbesondere schlüssig vorgebracht hat9 er sei durch seine

geistige Unbeholfenheit an der rechtzeitigen Geltendmachung sei—

nes Anspruchs verhindert gewesen (vgl° Urteil des erkennenden

Senats vom 30„7„1958, 3023() SGG@145 Blo Da'5 Nr„ 6)o

Wie das LSG° zutreffend ausgeführt hat‚ ist die Frist des 5 1546

Abs„l RVG im Falle des Klägers mit dem 31° Dezember 1947 abge—

laufen (5 2 des Gesetzes vom 15„1„1941 - RGBi„I so 34; SVANrolO
vom 24060194? — ArbBlofod„brit° Zone 8° 234)° Nach den Feststel—

lungen des LSG‚ (vgl° @ 165 SGG) ist nicht nachweisbar‚ daß der

Kläger vor diesem Zeitpunkt Ansprüche bei dem Beklagten oder ei—

ner der in 5 1549 Absol RVO aufgeführten Stellen geltend gemacht
hato Es ist vielmehr nicht einmal nachweisbar9 daß der Beklagte

von dem behaupteten Unfallereignis durch eine Unfallanzeige‚ eine

Mitteilung der Krankenkasse oder einen Arztbericht Kenntnis er—
_halten hatt Das LSG: hat Zutreffend ausgeführt‚ daß die wieder— 93

holten Vorstellungen der Ehefrau des Klägers bei der Stadtverwal-

tung Kleve in der Zeit nach dem Unfall nicht geeignet waren() die

Anmeldefrist zu wahren, weil bei dieser Stadtverwaltung kein Ver—

sicherungsamt (vergla @ 1549 EVO) errichtet war, die Stadtverwal—

tung vielmehr mit.dieser Angelegenheit lediglich in ihrer Eigen—

schaft als Arbeitgeber hefaßt gewesen ist°

Das LSG° hat auch ohne Rechtsirrtum die Frage verneint‚ ob das
Vorbringen des Klägers die Anwendung des 5 1547 Abs‚l Nr„ 2 BVG

rechtfertige° Das LSGo hat darauf hingewiesen? daß den Kläger

in erster Linie die günstigen Arbeitsbedingungen während der
Beschäftigung bei der Besatzungsmacht davon abgehalten haben,

sich um seine Entschädigungsansprüche zu kümmern, und daß der
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JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 11 „

Kläger sich dieser Ansprüche erst erinnert hat‚ als er durch

Arbeitslosigkeit in geldliche Schwierigkeiten gerieta Nach den
Feststellungen des LSGO war der Kläger durch den geringen Grad

seiner Intelligenz nicht Verhindert‚ seine Ansprüche gegenüber

dem Beklagten noch vor dem Ablauf der Frist durch eine Meldung

oder mahnende Anfrage einfachster Art geltend zu machen„

Eine Anwendungdes 5 1547 Abs„l Nra 1 BVGscheidet schon nach
dem eigenen Vorbringen des Klägers auso

Das LSGQ ist also ohne Rechtsirrtum und ohne Verfehrensfshler

zu dem Ergebnis gekommen9 daß der Kläger die Anmeldefrist des
5 1546 RVO versäumt hate

Da der Beklagte sich von vornherein auch auf diese Fristversäum—

nis berufen hat9 bedarf es im vorliegenden Felle keiner Ausfüh»

rungen dariiber9 daß der Ablauf der Frist des 5 1546 BVD von den
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit nicht von

Ants
wegen zu be—

rücksichtigeni3to '

Die Entscheidung hängt vielmehr davon ab, ob des LSG° ohne Rechts—
irrtum die Berechtigung des Beklagten bejaht hat‚ sich auf den
Ausschluß der Entschädigungsensprüche zu berufen° Die Ausführungen

des L5Go zu dieser Frage könnten allerdings dahin verstanden wer—
den‚ daß das LSG„ eine Berufung auf den Ausschluß des Anspruchs

selbst dann nicht als einen Rechtsmißbrauch ansehen will9 wenn der
Versicherungsträger den Anspruch an sich für berechtigt hälto Ei—

ne solche Auslegung, die es lediglich auf die formale Berechtigung

des Einwands abstellt9 würde der Bedeutung des 5 1546 RVG und sei—

ner Stellung im Leistungsrecht der gesetzlichen Unfallversieherung

nicht gerecht werden„ Das LSG° verkennt möglicherweise‚ daß die Aus—

führungen im Runderlaß des RVA„ vom 280 September 1928 (AN01928

So 330) nicht nur ansiChtsrechtliche Empfehlungen enthalten? die
auf Billigkeits- und Zweckmäßigkeitserwägungen beruhen9 sondern zu-

gleich auch Ausdruck einer unmittelbar aus der Auslegung der @@1546 f■
RVG 89W0nnenen Rechtsauffassung sind? die bei deren Auslegung zu be—

rücksichtigen ists ’ ' ' '
Danach hat der Gesetzgeber mit diesen Vorschriften den Zweck ver—
folgt? den Versicherungstrhger gegen unberechtigte Ansprüche zu

_ 12 _
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schützen (vglo zu @ 59 des Unfallversicherungsgesetzes vom '

60701884,AN„ 1916S0 501 "gegenfrivole Ansprüche"), d„h° der
Versichérungsträger soll dagegcn geschützt werden, daß er An—

sprüche befriedigen muß‚ deren Grundlagen infolge des Zeitab—

laufs nur noch unvollständig aufgeklärt werden können‚ die sich

aber unter Umständen als unberechtigt erwiesen hätten‚ Wenn die

erforderlichen Ermittlungen in der ersten Zeit nach dem behaup— ;

teten Unfallsreignié durchgeführt worden wären° Dagegen sollen

die Vorschriften kein Mittel sein? die Geltendmachung offensicht—

lich berechtigter Ansprüche von vornherein unmöglich zu machen°

Diese Auslegung‚ für die sich das BVA° auf die Entstehungsge—
schichte beruft‚ läßt sich zwar nicht unmittelbar dem Gesetzes—

wortlaut entnehmen, entspricht aber nach der Auffassung des er—
kennenden Senats sowohl der Zielsetzung des Leistungsrechts der

gesetzlichen Unfallversicherung als auch dem sozialen Prinzip?

von dem das Recht der Bundesrepublik mitbestimmt ist (vgl° Arte

20 Abs„ 1 GG)°Dabei ist auch zu berücksichtigen? daß es sich
bei den Fristen des @ 1546 EVO um Ausschlußfristen des materiellen

Rechts handelt und nicht um Fristen des Prozeßrechts (vgl° SozR°

RVG @ 1546 Blo Aa 1 Nro 1)‚ bei denen der gesetzgeberische Zweck

im Vordergrund steht9 klare Verhältnisse für die Inanspruchnahme

der Gerichte und das Verfahren vor ihnen zu schaffen.]

Rechtsprechung und Schrifttum nach dem Kriege sind auch überwie—

gend dieser Auslegung gefolgt und haben aus ihr die Berechtigung

hergeleitet9 eine Berufung des Versicherungsträgers auf den Aus—

schluß des Anspruchs daraufhin nachzuprüfen, ob sie mit dem ge—
j_

setzgeberischen Zweck der Ausschlußfristen in Einklang steht

(vgl° z„Bo Übersicht bei Schroeder—Printzen in BG„ 1955 So 516;
sowie Weiß in SGbo 1954 So 45‚ Anmo zu einem Urteil des LSGQ

Nordrhein—”estfalen vom 2405o1954; LSG° Schleswig vom 203„1954

in SGbo 1955 So 19 mit Anm° von Schieckel)a

Es kann im vorliegenden Fall dahingestellt bleiben? ob es sich

hierbei um einen Fall der Ermessensnachprüfung (vgl„ 5 54 Abs° 2

SGG) handelt oder ob die Entscheidung über die Rechtmäßigkeit

der Berufung auf den Ablauf der Anmeldefrist unmittelbar aus der

Auslegung des © 1546 EVO hergeleitet werden muß (vgl° hierzu
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Haueisen in NJW„ 1957 5° 729)„ Im vorliegenden Fall wird vom Klä—

ger nicht vorgebracht9 daß der Beklagte sich zur Berufung auf den

Ausschluß des Anspruchs durch unsachliche — etwa auf einer ungün—

stigen Einstellung dem Kläger persönlich gegenüber beruhende —
oder sonstige sachfremde Gründe habe bestimmen lassen? Die Be—

vision beruft sich vielmehr insoweit ausschließlich darauf, daß

‘ der EntschädigungSanspruch des Klägers sachlich begründet sei°

Das EVA° hat ausdrücklich darauf hingewiesen? daß durch seine

Auslegung der @@1546 ffo RVO deren Anwendung "nicht aufgehoben"

werde (EuMOBd° 25 3° 468 LÄ7Q;)„ Solange der Gesetzgeber neben

der Verjährung des Anspruchs auf die einzelnen Leistungen (vgl‚

5 29 Abs„ 3 RVG) eine besondere Anmeldefrist für erforderlich

hält9 deren Versäumung den Entschädigungsanspzuch selbst aus—
schließt9 darf diese Ausschlußfrist von der Rechtsprechung nicht

im Wege der Auslegung völlig unwirksam gemacht werden° Vielmehr

sind nach der Auffassung des erkenncnden Senats strenge Anfor—

derungen an die Voraussetzungen zu stellen, unter denen eine Be-

rufung auf diesen Fristablauf als mißbräuchlich bezeichnet wer—

den kann° Wenn allerdings die sachliche Berechtigung des verspä—
tet geltend gemachten Anspruchs außer Zweifel stünde9 läge es

nahe‚ in der Berufung auf den Fristablauf einen Mißbrauch zu se—

hen°

Der erkennende Senat stimmt andererseits mit dem LSG„ darin über—
ein9 daß es nicht Aufgabe der Gerichte ist? erst durch umfang—

reiche Ermittlungen über die vom Versicherungsträger bestritte—

nen Anspruchsvoraussetzungen Beweis zu erheben und dann je nach
dem Ergebnis der Beweiswürdigung den Anspruch für begründet

und die Berufung auf den Auséchluß für mißbräuchlich oder den

Anspruch für unbegründet und die Berufung auf den Ausschluß für
berechtigt zu erklären: In welchem Umfang dem Versicherungsträ—

ger aber Ermittlungen zuzumuten sind, bevor er sich entschließt‚l

den Einwand des Ausschlusses zu erheben, und ob und inwieweit

ergänzende Ermittlungen der Gerichte erforderlich sind und ihr
Ergebnis für die Entscheidung über die Rechtswirksamkeit der
Berufung auf den Fristablauf zu berücksichtigen ist‚ kann im vor—
liegenden Falle dahingestellt bleiben° Der Beklagte hatte vorj

Erteilung des ablehnenden Bescheides Ermittlungen angestellt und

:l_l4_
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insbesondere die vom Kläger benannten Zeugen durch das Ver—

sicherungsemt Vernehmen lassen° Außerdem hat das LVG„DÜS—
seldorf nochmals Zeugen vernommen, deren Aussagen des LSG„

im Tatbestand des angefochtenen Urteils ausführlich wie—

dergegeben und bei seiner Entscheidung berücksichtigt
.beta Das L5Go hat diese BeWeise zwar gewürdigt? aber kei-'

ne genauen Feststellungen darüber getroffen, was seiner

Auffassung nach hinsichtlich des Unfallhergangs und der

weiteren Entwicklung der Augenschädigung als erwiesen an—
zusehen isto Es_hat vielmehr nur zum Ausdruck gebracht9
daß es "einen Arbeitsunfall vom 180 April 1942„„.„‚..„„

mit der FOlgewirkung der Erblindung des linken Auges

zumindest im Sinne der wesentlich mitwirkenden Teil—

ursache" als erwiesen angesehen hätte? wenn es über

diese tatsächlichen Anspruchsvoraussetzungen zu ent—

scheiden gehabt hätten Das bedeutet jedoch nicht, daß

nach der Auffassung des LSGQ die sachliche Berechtigung

‚des verspätet geltend gemachten Anspruchs offenkundig?

dcho praktisch unzweifelhaft sei„ Das LSG° hat nicht

nur im Tatbestand des Urteils darauf hingewiesen? daß

der Beklagte auch in der mündlichen Verhandlung mit nä-

herer Begründung an seinem Stendpunkt festgehalten hat?
der behauptete Unfall sei nicht erwiesen" Es hat viel—

mehr in den Entscheidungsgründen die hierfür maßgebenden

Erwägungen des Beklagten als "ernsthafte", d„ho also als

durchaus berücksichtigenswerte Überlegungen bezeichnet„

Das LSG„ hat deshalb ohne Rechtsirrtum entschieden, daß

die Berufung des Beklagten auf den Ausschluß des Ent—

schädigungsanspruchs nach @ 1546 EVO kein Rechtsmiß—

brauch istc Die Revision war als unbegründet zurückzu—
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weisen (@ 170 SGG)°

Die Kostenentscheidung ergeht in entsprechender Anwendung des

9 193SGGp
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